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Musterreglement – Version vom Juni 2020
Es wird empfohlen, jeden Reglementsentwurf dem AfU zur Stellungnahme zu unterbreiten, bevor er der Gemeindeversammlung oder dem Generalrat zur Annahme unterbreitet wird (siehe info'GemA 4/2011, https://www.fr.ch/de/gema/institutionen-und-politische-rechte/gemeinden/infogema).
GEMEINDE      
REGLEMENT ZUR ABFALLBEWIRTSCHAFTUNG

Kommentar
Im Bereich der Abfallbewirtschaftung haben sich die Rahmenbedingungen in jüngster Zeit stark verändert, was eine generelle Revision des kantonalen Gesetzes über die Abfallbewirtschaftung vom 13. November 1996 (ABG), der kantonalen Abfallplanung (KAP) und des Musterreglements für die Gemeinden erforderlich macht. Diese Arbeit ist im Gang und das Ergebnis wird erst in einigen Monaten vorliegen.
Vor diesem Hintergrund wurde beschlossen, das Musterreglement übergangsweise anzupassen, um insbesondere der am 1. Januar 2019 in Kraft getretenen Änderung der Definition von Siedlungsabfällen (Art. 3 VVEA) und den neuen kantonalen Bestimmungen über das Littering (Änderung des ABG und des ABR, die am 1. Mai 2019 bzw. am 1. Januar 2020 in Kraft getreten sind) Rechnung zu tragen.
Den Gemeinden wird empfohlen, die vom BAFU veröffentlichte Vollzugshilfe für die verursachergerechte Finanzierung der Siedlungsabfallentsorgung (nachfolgend: BAFU-Vollzugshilfe) zu konsultieren, die in den Kommentaren zu den Artikeln des vorliegenden Reglements wiederholt zitiert wird. Die BAFU-Vollzugshilfe zeigt auf, welche Punkte bei der Finanzierung der Siedlungsabfallentsorgung und der Erarbeitung der entsprechenden Vorschriften zu beachten sind. Sie präzisiert auch die in der Gesetzgebung und Rechtsprechung festgelegten Bedingungen, die eingehalten werden müssen, und erläutert den Handlungsspielraum, den die Gemeinden bei der Ausgestaltung der Abfallgebühren haben.
Was die Übertragung an die Gemeinden der Kompetenz, Ordnungsbussen zur Ahndung von Littering zu erheben, betrifft, so ist diese nur insoweit möglich, als das Gemeindereglement zur Abfallbewirtschaftung oder die kommunale Polizeiordnung dies vorsehen.

Zu berücksichtigen ist schliesslich die Pflicht der Gemeinden nach Artikel 14 des eidgenössischen Preisüberwachungsgesetzes vom 20. Dezember 1985 (SR 942.20), eine allfällige Anpassung der Abfallgebühren dem Preisüberwacher zur Stellungnahme vorzulegen.

[Die Gemeindeversammlung / Der Generalrat von]      
gestützt auf das Gesetz vom 13. November 1996 über die Abfallbewirtschaftung (ABG; SGF 810.2);
gestützt auf das Gesetz vom 25. September 1980 über die Gemeinden (GG; SGF 140.1);
gestützt auf das Reglement vom 20. Januar 1998 über die Abfallbewirtschaftung (ABR; SGF 810.21);
gestützt auf das Ausführungsreglement vom 28. Dezember 1981 zum Gesetz über die Gemeinden (ARGG; SGF 140.11);
beschliesst:
1. Kapitel
Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Gegenstand
1 Das vorliegende Reglement soll die Abfallbewirtschaftung auf dem Gemeindegebiet sicherstellen.
Art. 2 Aufgaben der Gemeinde
1 Die Gemeinde entsorgt unter Vorbehalt der in Absatz 2 Bst. a angeführten Abfälle die Siedlungsabfälle sowie die Abfälle aus der Strassenreinigung, die Abfälle aus den öffentlichen Abwasserreinigungsanlagen und diejenigen Abfälle, deren Verursacher unbekannt oder zahlungsunfähig sind.

2 Der Gemeinderat kann:

a) die Entsorgung von Siedlungsabfällen mit besonderen Vorschriften des Bundes vorschlagen;

b) über die Übernahme der Entsorgung von Betriebsabfällen durch einen privatrechtlichen Vertrag entscheiden;

c) beschliessen, die Abfallentsorgung ausserhalb des Gemeindegebiets in interkommunaler Zusammenarbeit sicherzustellen (Art. 107 ff. GG).

3 Die Gemeinde fördert jede Massnahme zur Abfallverminderung und informiert die Bevölkerung über die Abfallbewirtschaftung.
4 Sie nimmt gemäss dem gesetzlichen Auftrag andere Aufgaben der Abfallentsorgung wahr.
Kommentar

Absatz 2 Bst. a:
Abgrenzung zu den Siedlungsabfällen mit besonderen Vorschriften des Bundes

Alle aus Haushalten stammenden Abfälle sind Siedlungsabfälle, die vom Gemeinwesen zu entsorgen sind. Einzig Sonderabfälle und getrennt gesammelte Abfälle, die nach besonderen Vorschriften des Bundes vom Inhaber verwertet oder von Dritten zurückgenommen werden müssen, unterliegen nicht dieser Entsorgungspflicht (Art. 31b Abs. 1 zweiter Satz Bundesgesetz über den Umweltschutz [USG; SR 814.01]). Dazu gehören beispielsweise elektrische und elektronische Geräte, Einwegverpackungen für Getränke aus PET und Metall sowie Batterien (vgl. dazu die Verordnung über die Rückgabe, die Rücknahme und die Entsorgung elektrischer und elektronischer Geräte [VREG; SR 814.620], die Verordnung über Getränkeverpackungen [VGV; SR 814.621] und die Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung [ChemRRV; SR 814.81]). Hersteller, Händler und Importeure sind verpflichtet, diese Produkte zurückzunehmen. Es ist zu beachten, dass haushaltsähnliche Abfälle mit besonderen Vorschriften auch in Unternehmen anfallen.

Das bedeutet jedoch nicht, dass die Gemeinwesen diese Abfälle nicht einsammeln und der Verwertung zuführen dürfen. Wenn sie es tun, machen sie es aber auf freiwilliger Basis, in Absprache mit den entsprechenden Systembetreibern und ausserhalb ihrer Entsorgungspflicht gemäss Artikel 31b Abs. 1 USG. Somit fallen diese Abfälle und die Finanzierung deren Entsorgung nicht in den Geltungsbereich von Art. 32a USG (vgl. BAFU-Vollzugshilfe, S. 23). Für die Finanzierung solcher Abfälle wird auf Artikel 27 des Musterreglements verwiesen.
Absatz 2 Bst. b:
Die Betriebsabfälle sind vom Inhaber zu entsorgen (Art. 31c Abs. 1 USG). Diese Abfälle unterstehen nicht dem Entsorgungsmonopol der Gemeinwesen und sind dem freien Markt zugänglich. Grundsätzlich können die Entsorgungsdienstleistungen überall dort, wo der freie Abfallmarkt spielt, auch von den Gemeinwesen erbracht werden. Dies allerdings nur, wenn zwischen dem Abfallinhaber und dem privatrechtlich handelnden Gemeinwesen eine entsprechende Vereinbarung getroffen wird. Zusätzlich braucht es dazu eine politische und rechtliche Legitimation seitens der Gemeinde (vgl. BAFU-Vollzugshilfe, S. 23).
Absatz 2 Bst. c:
Buchstabe c soll mögliche Fälle der interkommunalen Zusammenarbeit (auch gemäss Art. 5 Abs. 1 des Musterreglements) abdecken. Mehr dazu: BAFU-Vollzugshilfe, S. 49.
Art. 3 Aufsicht
1 Die Abfallbewirtschaftung auf dem Gemeindegebiet untersteht der Aufsicht des Gemeinderats.
Art. 4 Information
1 Der Gemeinderat informiert die Bevölkerung über Abfallfragen, insbesondere über Möglichkeiten zur Abfallverminderung und ‑verwertung, die Abfallabfuhr, die Separatsammlungen, die verschiedenen Abfallkategorien und deren Eigenschaften sowie über die Bekämpfung von Littering.
Kommentar

Nach Artikel 8 Abs. 3 ABG informiert die RUBD in Zusammenarbeit mit den Gemeinden darüber, wie Abfälle vermieden oder entsorgt werden können, und gibt entsprechende Ratschläge. Sie wirkt insbesondere bei der Sensibilisierung der Bevölkerung für das Problem des Litterings und dessen Bekämpfung mit.

Art. 5 Ablagerungsverbot

1 Siedlungsabfälle müssen gemäss den vom Gemeinderat erlassenen Vorschriften den bezeichneten Sammelstellen übergeben werden.
2 Vorbehaltlich interkommunaler Gemeindeübereinkünfte (Art. 107 ff. GG) sind nur natürliche Personen mit Aufenthalt und Unternehmen mit Sitz oder Zweigniederlassung in der Gemeinde berechtigt, die kommunalen Abfallanlagen in Anspruch zu nehmen oder ihre Abfälle für die kommunale Sammlung bereitzustellen.
3 Es ist verboten, Abfälle jeglicher Art ausserhalb der bewilligten Entsorgungsanlagen sowie ausserhalb der vorgegebenen Stellen und Zeiten wegzuwerfen oder abzulagern. Die Kompostierung von Grünabfällen in dafür geeigneten individuellen Anlagen ist von diesem Verbot ausgenommen.
4 Abfälle dürfen nicht der Kanalisation zugeführt werden.
Kommentar
Absatz 1:
Das Kriterium des Orts der Abfallentstehung in der alten Fassung des Musterreglements wurde durch das Kriterium des Aufenthalts bzw. des Sitzes eines Unternehmens ersetzt.
Damit soll die wilde Entsorgung von Abfall mit einem Verbot belegt und dafür gesorgt werden, dass die bestehenden Infrastrukturen auch genutzt werden. Weiter soll damit sichergestellt werden, dass nur diejenigen, die sich an der Finanzierung der Entsorgung beteiligen, Leistungen von der Gemeinde beziehen. Das Kriterium des Aufenthalts greift besser als das des Wohnsitzes, weil damit auch Zweitwohnungen erfasst werden. Wenn die Gemeinde Unternehmen, die von natürlichen Personen, die sich in der Gemeinde aufhalten, oder von Unternehmen mit Sitz in der Gemeinde beauftragt wurden, Zugang zur Abfallentsorgungsanlage geben will (z. B. Landschaftsgärtner für die von ihnen auf dem Grundstück einer Privatperson gesammelten Grünabfälle), können sie dies durch die Anmerkung «sowie die von ihnen beauftragten Unternehmen» präzisieren.
Art. 6 Begriffe
1 Siedlungsabfälle (Art. 3 Bst. a VVEA) sind:

a) aus Haushalten stammende Abfälle; 
b) aus Unternehmen mit weniger als 250 Vollzeitstellen stammende Abfälle, deren Zusammensetzung betreffend Inhaltsstoffe und Mengenverhältnisse mit Abfällen aus Haushalten vergleichbar ist;

c) aus öffentlichen Verwaltungen stammende Abfälle, deren Zusammensetzung betreffend Inhaltsstoffe und Mengenverhältnisse mit Abfällen aus Haushalten vergleichbar ist.
2 Als Siedlungsabfälle gelten insbesondere:
a) Kehricht: für die Verbrennung bestimmte, nicht stofflich verwertbare, gemischte Abfälle;
b) Sperrgut: brennbare Siedlungsabfälle, die aufgrund ihrer Grösse und Form (Sperrigkeit) nicht über die üblichen Abfallbehältnisse entsorgt werden können;
c) separat gesammelte Abfälle: Abfälle, die zwecks stofflicher Verwertung oder besonderer Behandlung separat gesammelt werden;

d) Sonderabfälle: Abfälle, deren umweltverträgliche Entsorgung aufgrund ihrer Zusammensetzung, ihrer chemisch-physikalischen oder ihrer biologischen Eigenschaften auch im Inlandverkehr umfassende besondere technische und organisatorische Massnahmen erfordern (Art. 2 Abs. 2 VeVA);
e) biogene Abfälle: Abfälle pflanzlicher, tierischer oder mikrobieller Herkunft (Art. 3 Bst. d VVEA);
f) Grünabfälle: pflanzliche Abfälle aus Gärten und Parkanlagen, wie Baumschnitt, Äste und Zweige, Gras oder Laub.
3 Betriebsabfälle sind:
a) die aus Unternehmen mit weniger als 250 Vollzeitstellen stammenden Abfälle, die hinsichtlich ihrer Zusammensetzung betreffend Inhaltsstoffe und Mengenverhältnisse keine Siedlungsabfälle sind; sowie

b) die aus Unternehmen mit 250 oder mehr Vollzeitstellen stammenden Abfälle, unabhängig von ihrer Zusammensetzung.
Kommentar

Die Definitionen stammen aus der Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (VVEA) und der BAFU-Vollzugshilfe.
Als Unternehmen gelten rechtliche Einheiten mit einer eigenen Unternehmens-Identifikationsnummer (UID) oder solche in einem Konzern zusammengeschlossene Einheiten mit einem gemeinsam organisierten Abfallentsorgungssystem (Art. 3 Bst. b VVEA). UID-Einheiten sind beispielsweise Einheiten des Handelsregisters, Vereine oder land- und forstwirtschaftliche Betriebe.
In diesem Zusammenhang sei auf die BAFU-Vollzugshilfe (Seite 16 ff.) und das Bundesgesetz über die Unternehmens-Identifikationsnummer (UIDG; SR 431.03) verwiesen.
Weitere Informationen finden Sie zudem auf der Website des Bundesamts für Statistik unter der Adresse:
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/register/unternehmensregister/unternehmens-identifikationsnummer/uid-einheiten-unternehmen.html
2. Kapitel
Organisation der Abfallentsorgung
Art. 7 Separatsammlung
1 Die folgenden Abfälle müssen gemäss den vom Gemeinderat erlassenen Vorschriften getrennt und separat gesammelt werden:
a) verwertbare Siedlungsabfälle wie Glas, Papier, Karton, Metalle, Grünabfall und Textilien;

b) Sperrgut;
c) Sonderabfälle;
d) Abfälle mit besonderen Vorschriften des Bundes.

Kommentar
Der Begriff der besonderen Abfälle (Art. 12 des ehemaligen Musterreglements) ist ein Begriff des kantonalen Rechts (Art. 15 ABG), der inzwischen obsolet ist. Er wird bei der nächsten Revision der kantonalen Abfallgesetzgebung fallen gelassen werden. Die exemplarische Auflistung in Artikel 15 ABG enthält nämlich Abfälle, die separat gesammelt werden müssen und unterschiedlichen rechtlichen Regelungen unterliegen (z. B. verwertbare Siedlungsabfälle, Sonderabfälle und andere kontrollpflichtige Abfälle, Abfälle mit besonderen Vorschriften des Bundes). Der Begriff ist daher irreführend und muss gestrichen werden. Artikel 7 des neuen Musterreglements erlaubt es den Gemeinden innerhalb des vom Bundes- und Kantonsrecht vorgegebenen Rahmens nach wie vor, die getrennte Sammlung von Siedlungsabfällen mit besonderen Vorschriften des Bundes anzubieten.

Absatz 1 Bst. a:
Alle verwertbaren Anteile von Siedlungsabfällen sind getrennt zu sammeln und stofflich zu verwerten, so weit, wie dies möglich ist. Die separate Sammlung und stoffliche Verwertung aller in Artikel 13 Abs. 1 VVEA explizit genannten Siedlungsabfallfraktionen (Glas, Papier, Karton, Metalle, Grünabfälle und Textilien) ist gemäss heutiger Praxis technisch und organisatorisch möglich, wirtschaftlich tragbar und weitgehend flächendeckend etabliert. Kantone und Gemeinden sind deshalb grundsätzlich verpflichtet, diese Separatsammlungen durchzuführen. Davon kann nur in begründeten Ausnahmefällen abgewichen werden, wenn eine ökologisch sinnvolle Verwertung nicht möglich ist. Ebenso ermöglicht diese Bestimmung den Gemeinden weitere Abfälle, wie z. B. Kunststoffabfälle oder Getränkekartons, zu sammeln. Die Auflistung der Abfallkategorien in Artikel 13 Abs. 1 VVEA ist mit anderen Worten nicht abschliessend und kann auch andere Stoffe und Materialien umfassen, soweit deren Sammlung und Verwertung möglich und sinnvoll ist (vgl. BAFU-Vollzugshilfe S. 13).

Absatz 1 Bst. c:

Unter Buchstabe c fallen Sonderabfälle aus Haushalten und nicht betriebsspezifische Sonderabfälle bis zu 20 kg pro Anlieferung aus Unternehmen und öffentlichen Verwaltungen mit weniger als 10 Vollzeitstellen (Art. 13 Abs. 2 Bst. b VVEA).
Art. 8 Abfallsammelstelle
1 Der Gemeinderat legt die Betriebsvorschriften für die Abfallsammelstelle fest (angenommene Abfälle, Bedingungen für ihre Annahme, Öffnungszeiten und ‑tage usw.) und organisiert ihre Aufsicht.
Art. 9 Kompostierung
1 Kompostierbare Abfälle sind, soweit möglich, durch den Verursacher in Individuellen oder Quartierkompostieranlagen zu kompostieren.

2 Die Gemeinde fördert und unterstützt durch Begleitmassnahmen die Individuelle oder Quartierkompostierung.
3 Sie sorgt dafür, dass nicht verwertete, kompostierbare Abfälle in eine bewilligte Anlage geführt werden.
Art. 10 Organisation der Abfallabfuhr
1 Der Gemeinderat organisiert die Sammlung und den Transport der Siedlungsabfälle und legt die Modalitäten dafür fest; er kann bestimmte Objekte von der Sammlung ausschliessen.
2 Er bietet eine regelmässige Sammlung der Abfälle an.
3 Die Zwischenlagerung von losen Siedlungsabfällen auf öffentlichem Grund ist verboten. Von diesem Verbot ausgenommen ist das Sperrgut anlässlich der Sammeltage.
4 Der Organisator einer öffentlichen Veranstaltung ergreift auf eigene Kosten alle geeigneten Massnahmen, um die durch die Veranstaltung erzeugten Abfälle einzusammeln. Der Gemeinderat kann den Veranstalter zur Einreichung eines Abfallbewirtschaftungskonzepts verpflichten und Ausführungsbestimmungen erlassen.
Kommentar

Absatz 4:

Hersteller, Händler und Importeure sind verpflichtet, diese Produkte zurückzunehmen. Die Gemeinde kann von Veranstaltern ein Konzept für die Abfallbewirtschaftung gemäss Gemeindevorschriften verlangen, das ihr zur Validierung vorgelegt werden muss. Das Konzept muss Angaben enthalten über die Reinigung des Veranstaltungsortes und seiner Umgebung, die Entsorgung der Abfälle und die Verwendung von wiederverwendbarem (umweltfreundlichem) Geschirr.
Zur Erinnerung: Die Gemeinden können Abweichungen vom Ordnungsbussensystem für Littering vorsehen, sofern sie die Organisatoren von bewilligungspflichtigen Veranstaltungen verpflichten, ein Abfallbewirtschaftungskonzept einzureichen (Art. 36a Abs. 2 ABG).

Art. 11 Abfälle aus Unternehmen

1 Der Gemeinderat kann Unternehmen gestatten, ihren Abfall und ihr Sperrgut selbst zu entsorgen.

2 Der Gemeinderat kann die Entsorgungspflicht für die separat gesammelten Siedlungsabfälle des Unternehmens auf das Unternehmen übertragen, wenn logistische Zwänge dies erfordern.

3 Die Unternehmen können ihre separat gesammelten Siedlungsabfälle selbst entsorgen oder Dritte mit dieser Aufgabe betrauen. Sie informieren die Gemeinde darüber im Voraus.

4 Betriebsabfälle müssen von den Unternehmen auf eigene Kosten entsorgt werden. Artikel 2 Abs. 2 Bst. b bleibt vorbehalten.

Variante
1 Der Gemeinderat kann Unternehmen gestatten, ihren Abfall und ihr Sperrgut selbst zu entsorgen.

2 Die Unternehmen entsorgen ihre separat gesammelten Siedlungsabfälle selbst oder betrauen Dritte mit dieser Aufgabe.

3 Unternehmen, die keine Verwertungslösung für ihre separat gesammelten Siedlungsabfälle haben, beantragen beim Gemeinderat eine Genehmigung für den Zugang zur Sammelstelle.
4 Betriebsabfälle müssen von den Unternehmen auf eigene Kosten entsorgt werden. Artikel 2 Abs. 2 Bst. b bleibt vorbehalten.

Kommentar

Absatz 1:

Abfälle aus Industrie und Gewerbe, die von ihrer Zusammensetzung her mit Abfällen aus Haushalten vergleichbar sind und die unsortiert und damit vermischt anfallen, sind entsprechend Artikel 31b Abs. 1 erster Satz USG von den Kantonen zu entsorgen, die dafür das Entsorgungsmonopol beanspruchen können. Gemeinden, die aus wirtschaftlichen oder anderen Gründen keine Siedlungsabfälle von Unternehmen annehmen wollen, müssen sicherstellen, dass die Unternehmen die kantonalen Vorschriften und die Planung der Einzugsgebiete einhalten und ihre Siedlungsabfälle in dieses Gebiet liefern. Das Einzugsgebiet für die Entsorgung von Siedlungsabfällen ist auf kantonaler Ebene in den Artikeln 3 Abs. 3 und 20 ABG konkretisiert (betrifft alle nicht verwerteten, brennbaren Abfälle) und umfasst das gesamte Kantonsgebiet. Mit Artikel 5 ABR wird das Einzugsgebiet der SAIDEF zugeteilt.
Absätze 2 und 3:
Soweit haushaltsähnliche Abfälle aus Industrie und Gewerbe sortenrein bereitgestellt werden können (z. B. Glas, Papier, Karton), kann das Gemeinwesen die Unternehmen zur Entsorgung dieser Abfälle verpflichten. Falls das Gemeinwesen den Abfallinhaber zur eigenverantwortlichen Entsorgung verpflichten will, muss es ihn entsprechend orientieren. Umgekehrt darf der Abfallinhaber aber auch das Recht beanspruchen, solche sortenrein bereitgestellten Abfälle in Eigenverantwortung zu entsorgen (vgl. BAFU-Vollzugshilfe S. 18 und 19). Solange sich der Abfallinhaber beim Gemeinwesen nicht meldet, darf das Gemeinwesen davon ausgehen, dass der Abfallinhaber auf das Recht verzichtet.
Unternehmen produzieren entweder Abfälle, die ihrer Kerntätigkeit entspringen, sogenannte betriebsspezifische Abfälle, oder solche, die nicht ihrer Kerntätigkeit entspringen, sogenannte nicht betriebsspezifische Abfälle.
Nicht betriebsspezifische Abfälle sind in ihrer Zusammensetzung betreffend Inhaltsstoffe und Mengenverhältnisse in der Regel mit Abfällen aus Haushalten vergleichbar und somit als Siedlungsabfälle einzustufen, sofern das Unternehmen weniger als 250 Vollzeitstellen aufweist. Grundsätzlich handelt es sich hier um Abfälle, die durch den alltäglichen Konsum der Angestellten anfallen, wie Papierabfälle (z. B. gelesene Zeitungen) aus einem Kosmetikstudio oder Kehricht (z. B. Inhalt des Abfalleimers am Arbeitsplatz) aus einem Ingenieurbüro oder einer öffentlichen Verwaltung. In der Regel sind betriebsspezifische Abfälle (z. B. Bauabfälle, Produktionsabfälle) betreffend Inhaltsstoffe nicht mit Haushaltsabfällen vergleichbar. Diese Abfälle sind keine Siedlungsabfälle, sondern «übrige Abfälle», die vom Inhaber zu entsorgen sind. Beispiele solcher Abfälle sind Metallspäne aus metallverarbeitenden Betrieben oder Restholz aus Schreinereien.

In gewissen Fällen, etwa bei Grünabfällen aus Gärtnereien, Kartonabfällen aus dem Detailhandel oder Papierabfällen aus einer öffentlichen Verwaltung, können betriebsspezifische Abfälle mit Haushaltsabfällen vergleichbare Inhaltsstoffe aufweisen. Da diese Abfälle der Kerntätigkeit eines Unternehmens oder einer öffentlichen Verwaltung entspringen, können die Mengenverhältnisse anders geartet sein als in Haushalten. In der Praxis kann die Beurteilung der Mengenverhältnisse für die zuständige Behörde schwierig sein und dürfte einen unverhältnismässig hohen Aufwand verursachen. Demnach empfiehlt der Bund, nur bei bedeutend grossen Mengen, die das Gemeinwesen vor logistische Herausforderungen stellen können (z. B. die Entsorgung von Abfällen, die Zusatzbehälter, Sonderabfuhren oder Spezialfahrzeuge erfordern), die Unternehmen bzw. öffentlichen Verwaltungen zur separaten Sammlung und Verwertung dieser Abfallfraktionen zu verpflichten. Bei Unternehmen und öffentlichen Verwaltungen, die kleine Mengen an vergleichbaren Abfällen produzieren und diese bisher dem Gemeinwesen übergeben durften, sprechen ökologische Gründe dafür (z. B. Vermeidung von erhöhtem Transportaufkommen und damit verbundenen Emissionen durch vermehrte Transportpartner), diese Abfälle weiterhin durch das Gemeinwesen zu entsorgen.
Die Variante für die Absätze 2 und 3 ist für Gemeinden gedacht, die den Zugang zu ihren Sammelstellen für Unternehmen stärker als vom Bund empfohlen beschränken wollen.

Art. 12 Abfallverbrennung
1 Das Verbrennen von Abfall im Freien ist verboten. Ausgenommen davon sind Feld- und Gartenabfälle, die so trocken sind, dass bei der Verbrennung praktisch kein Rauch entsteht (Art. 26b Abs.1 LRV).

2 Der Gemeinderat kann das Verbrennen von natürlichen Abfällen in bestimmten Gebieten einschränken oder verbieten, wenn übermässige Immissionen zu erwarten sind (Art. 26b Abs. 3 LRV). In einem solchen Fall veröffentlicht er eine Bekanntmachung, welche die entsprechenden Zonen klar festhält.

3 Weitergehende Vorschriften des Gesetzes über die Gebäudeversicherung, die Prävention und die Hilfeleistungen bei Brand und Elementarschäden bleiben vorbehalten. Für das Verbrennen im Freien von natürlichen Waldabfällen ist Artikel 33a des Reglements vom 11. Dezember 2001 über den Wald und den Schutz vor Naturereignissen (WSR) anwendbar.
3. Kapitel
Finanzierung
1. Abschnitt
    Allgemeine Bestimmungen
Art. 13 Grundsätze
1 Die Gemeinde sorgt für die Finanzierung der öffentlichen Entsorgung derjenigen Abfälle, für deren Entsorgung sie zuständig ist. Dazu stehen ihr folgende Instrumente zur Verfügung:
a) Entsorgungsgebühren (Grundgebühr und Mengengebühren);
b) die aus dem Verkauf rezyklierter verwertbarer Materialien resultierenden Einnahmen;
c) Steuereinnahmen;

d) Bearbeitungsgebühren.

2 Die Anschaffungskosten von Kehrichtsäcken, Containern sowie andere Kosten, die im Zusammenhang mit der Bereitstellung der Abfälle zur Abfuhr entstehen, gehen zulasten der Benutzer.
Art. 14 Bearbeitungsgebühren
1 Für Kontrollen, die infolge einer Beanstandung durchgeführt werden, sowie für besondere Leistungen, die die Gemeindeverwaltung nicht aufgrund des vorliegenden Reglements ausführen muss, wird eine Bearbeitungsgebühr erhoben.
2 Der maximale Stundenansatz beträgt       Franken.
Art. 15 Grundsätze zur Berechnung der Gebühren
1 Die Gebühren sind so festzulegen, dass damit mindestens 70 % der Informationskosten und der Betriebs- und Finanzierungskosten des Abfuhrwesens und der Abfallentsorgungsanlagen gedeckt werden können.

2 Mindestens 50 % der Gebühreneinnahmen müssen aus Mengengebühren stammen.
3 Der Betrag der Gebühren berücksichtigt die Kosten, die aus der Abfallbewirtschaftung entstehen; er muss zur Verminderung der insgesamt anfallenden Abfallmenge beitragen, die Wiederverwertung fördern und die umweltfreundliche Behandlung sichern.
4 Die in diesem Reglement vorgesehenen Gebühren schliessen die Mehrwertsteuer (MWST) nicht ein. Ist die Gemeinde mehrwertsteuerpflichtig, so werden die im vorliegenden Reglement angeführten Beträge entsprechend erhöht.
Art. 16 Soziale Massnahmen (fakultativ)
1 Jede Geburt eines Kindes und jeder durch ein ärztliches Zeugnis bescheinigte Fall von Inkontinenz [berechtigt zu einer einmaligen kostenlosen Verteilung von gebührenpflichtigen 35-Liter-Kehrichtsäcken / berechtigt zu einem Betrag von       Franken, der von der Gebührenrechnung abgezogen wird (Gewichtsgebühr)].
Kommentar

Die Gemeinde kann in einem Artikel soziale Massnahmen vorsehen wie etwa die kostenlose Verteilung von gebührenpflichtigen Kehrichtsäcken an Personen oder Haushalte, die aufgrund der anfallenden Abfallmenge (z. B. bei der Geburt eines Kindes, im Falle von Inkontinenz oder anderen besonderen Umständen) besonders von der Sackgebühr betroffen sind.

Art. 17 Ausführungsreglement
1 Der Gemeinderat legt innerhalb der durch [die Gemeindeversammlung / den Generalrat] vorgegebenen Grenzen im Ausführungsreglement folgende Beträge fest:
a) die Entsorgungsgebühren (Grundgebühr und Mengengebühren);
b) die Gebühren für Kontrollen und Sonderleistungen.
Art. 18 Von der Abfuhr nicht betroffene Abfälle

1 Es dürfen nur Kehrichtsäcke und andere Behälter zur Kehrichtabfuhr bereitgestellt werden, die mit einem Zahlungsnachweis der Gebühr (Marke) versehen sind.
2. Abschnitt
      Arten von Gebühren

Art. 19 Entsorgungsgebühren
1 Die Kosten für die Entsorgung der Siedlungsabfälle werden den Abfallinhabern mittels verursachergerechter und kostendeckender Gebühren überbunden.
2 Diese setzen sich aus Grundgebühr und Mengengebühren zusammen.
Art. 20 Grundgebühr
1 Die Grundgebühr wird für die Entsorgung von Siedlungsabfällen erhoben, unabhängig von Art und Menge des entsorgten Abfalls und von der Häufigkeit der Inanspruchnahme der Entsorgungsdienstleistung.
2 Sie wird einmal jährlich beim Abfallinhaber erhoben.
3 Sie wird wie folgt berechnet:
a)       (mit der für Privatpersonen gewählten Berechnungsmethode vervollständigen)

b)       (mit der für Unternehmen gewählten Berechnungsmethode vervollständigen)
4 Sie beträgt höchstens:
a)       Franken pro       (mit dem Betrag und der Einheit für Privatpersonen vervollständigen)

b)       Franken pro       (mit dem Betrag und der Einheit für Unternehmen vervollständigen)
Kommentar

Absatz 1:
Die Grundgebühr wird auch dann fällig, wenn der Abfallinhaber die Entsorgungsdienstleistungen (zeitweise) nicht oder nur in reduzierter Form in Anspruch nimmt. Dies weil die notwendige Sammel- und Verwertungsstruktur trotzdem aufrechterhalten und die Entsorgungsdienstleistungen des Gemeinwesens für sämtliche Siedlungsabfallinhaber seines Gebietes jederzeit gewährleistet werden müssen (Vorhalteleistung). Diese Vorhalteleistung wird auch für leer stehende Wohnungen oder Häuser (z. B. Ferienhaus) erbracht (BAFU-Vollzugshilfe, S. 40).
Absatz 2:
Die Grundgebühr wird grundsätzlich bei allen im Gebiet einer Gemeinde bzw. eines Verbandes ansässigen Haushalten und Unternehmen mit weniger als 250 Vollzeitstellen erhoben. Die Grundgebühr lässt sich entweder bei den Haushalten bzw. Unternehmen direkt einfordern oder den Liegenschaftseigentümern, die diese in der Regel ihren Mietern überwälzen, in Rechnung stellen (vgl. BAFU-Vollzugshilfe, S. 39). Die Gemeinde kann in diesem Absatz die Gebührenpflichtigen (Unternehmen und Privatpersonen) festlegen (s. z. B. BAFU-Vollzugshilfe, S. 65).
Ist die Adresse eines Kleinunternehmens mit der eines Haushalts identisch, hat das Bundesgericht die kumulative Anwendung der Abfallgebühr für Privatpersonen und der Abfallgebühr für Unternehmen als zulässig erklärt (vgl. Urteil des Bundesgerichts 2C_677/2010 vom 2. März 2011). Im Abfallreglement sollten betreffend Grundgebührenpflicht klare Regelungen aufgeführt sein, für den Fall, dass die Adresse eines Kleinunternehmens identisch ist mit der eines Haushalts. Zur Abgrenzung zwischen Haushalten und Unternehmen kann die allfällige Zuordnung einer Unternehmens-Identifikationsnummer (UID) dienen (vgl. BAFU-Vollzugshilfe, S. 40).
Absatz 3:
Bei der Ausgestaltung der Grundgebühr haben die Gemeinden einen grossen Ermessensspielraum. Bei der Grundgebühr entfällt die direkte Proportionalität zur übergebenen Abfallmenge. Die Bemessung der Grundgebühr nach bestimmten Kriterien kann jedoch einen gewissen indirekten Bezug zur verursachten Abfallmenge herstellen. Die Grundlagen zur Berechnung der Abfallgebühren müssen im Reglement explizit erwähnt sein (Art. 32a Abs. 4 USG und 10 Abs. 3 GG). Die Auswahl an Bemessungskriterien für Haushalte und Unternehmen ist gross. Für Haushalte lässt sich die Grundgebühr z. B. pro Einwohner, gemäss der Wohnfläche oder der Anzahl Zimmer, nach Gebäudevolumen oder Art der Liegenschaft (Einfamilienhaus, Wohnung) sowie einheitlich pro Haushalt bemessen. Bei Unternehmen kann die Erhebung der Grundgebühr z. B. in Abhängigkeit von der Anzahl der Angestellten, vom Gebäudevolumen, von der Betriebs- bzw. Gewerbefläche oder von der Branche erfolgen oder einheitlich pro Unternehmen bzw. Unternehmenseinheit. Es sei hier anzumerken, dass eine einheitliche Grundgebühr pro Haushalt nur in Kombination mit einer Mengengebühr für Grünabfälle als ausreichend verursachergerecht erachtet wird (vgl. BAFU-Vollzugshilfe, S. 41).
Absatz 5 (fakultativ):

Ein Unternehmen oder ein Haushalt kann sich nicht darauf berufen, dass sie die Sammlungs- und Verwertungsinfrastruktur der Gemeinde nicht oder nur in geringerem Umfang in Anspruch nimmt, um von der Zahlung befreit zu werden. Will die Gemeinde bestimmte Abfallinhaber von der Zahlung dieser Pauschalgebühr befreien können, muss sie in ihrem Reglement eine ausdrückliche Rechtsgrundlage haben (s. Urteil des Bundesgerichts 2C_858/2014, E. 2.4).
Die Gemeinde kann einen zusätzlichen Absatz beschliessen, der die Bedingungen für eine Befreiung und/oder Ermässigung definiert (prozentualer Rabatt für jede der Situationen möglich).

Diese Bedingungen müssen in der formellen Rechtsgrundlage präzise festgelegt sein und der Spielraum des Gemeinderats und der Bürgerinnen und Bürger, diese Bestimmung zu umreissen, müssen klar eingeschränkt werden (Art. 10 Abs. 3 GG).
Art. 21 Mengengebühren
1 Die Mengengebühren werden in Abhängigkeit von Art (z. B. Kehricht, Grünabfälle, weitere Fraktionen) und Menge (Volumen oder Gewicht) des erzeugten Abfalls vom Abfallinhaber erhoben.
Art. 22 Sackgebühr

1 Die Sackgebühr ist von der Aufnahmekapazität des Sacks abhängig und vom Modell, den die Gemeinde oder das von ihr beauftragte Entsorgungsunternehmen vorschreibt.

2 Die maximal zulässigen Sackgebühren betragen:

a)       Franken
17 Liter
b)       Franken
35 Liter
c)       Franken
60 Liter
d)       Franken
110 Liter
Art. 23 Abfallmarke

1 Die nicht reglementskonformen Kehrichtsäcke und ‑behälter müssen mit einer Abfallmarke versehen sein, die deren Aufnahmekapazität oder Volumen entsprechen.

2 Die Kosten der Abfallmarken entsprechen denjenigen für die Sackgebühr nach Artikel 22.

Art. 24 Plombierte Container
1 Die Container sind im Hinblick auf die Kehrichtabfuhr zu plombieren.

2 Die für die Plomben maximal zulässigen Beträge sind:

a)       Franken
für Container mit 220 l Inhalt

b)       Franken
für Container mit 800 l Inhalt

c)       Franken
     
Art. 25 Gebühren für Sperrgut

1 Die Kosten für die Entsorgung von Sperrgut werden durch       gedeckt (unter Berücksichtigung des gewählten Entsorgungssystems vervollständigen; z. B Gebühr nach Gewicht oder Volumen oder Jahresvignette).

2 Die maximale Gebühr pro Marke beträgt       Franken.

Art. 26 Gebühren für Grünabfälle
1 Die Kosten für die Entsorgung von Grünabfällen werden durch       gedeckt (unter Berücksichtigung des gewählten Entsorgungssystems vervollständigen; z. B Gebühr nach Gewicht oder Volumen oder Jahresvignette).
2 Die maximal zulässigen Gebühren betragen:
a)       Franken

b)       Franken

c)       Franken

d)       Franken

Kommentar

Zur Deckung der Entsorgungskosten von Sperrgut und Grünabfällen empfiehlt der Bund die Erhebung von Sperr- und Grüngutgebühren. Denn sowohl die Kosten für die Entsorgung dieser Abfallarten als auch die zu entsorgenden Mengen, insbesondere von Grünabfällen, sind mit denen des Kehrichts vergleichbar. Um der Lenkungswirkung – nämlich stofflich verwertbare Abfälle getrennt zu sammeln – nicht entgegenzuwirken, sollten Gebühren für andere Abfallfraktionen (z. B. für Grünabfälle, Kunststoffe) tiefer angesetzt werden als die Kehrichtgebühr. Im Weiteren wird mit der Erhebung einer Mengengebühr für Grünabfälle dem Verursacherprinzip Rechnung getragen, da die produzierte Menge an Grünabfällen in Abhängigkeit von der Wohnsituation stark variieren kann. So fallen etwa in Einfamilienhäusern grundsätzlich mehr Grünabfälle an als in Wohnungen. Werden diese Kosten ausschliesslich über Grundgebühren gedeckt, so hat die produzierte Menge an Grünabfällen keinen Einfluss auf die Gebührenhöhe. In diesem Fall sollte zumindest bei Haushalten eine Abstufung der Grundgebühr nach Art der Liegenschaft (z. B. Einfamilienhaus/Wohnung, Garten ja/nein) erfolgen. Von Angeboten periodischer Aktionen für Sperrgutentsorgung, die über die Grundgebühr finanziert werden, rät der Bund ab. Die Erfahrung hat nämlich gezeigt, dass solche Aktionen oft für kostenlose Entrümpelungen von Sperrgut und anderen Haushaltsabfällen missbraucht werden (BAFU-Vollzugshilfe, S. 45 und 66).

Art. 27 Gebühren für Abfälle mit besonderen Vorschriften
1 Die Kosten, die durch die Sammlung von Abfällen mit besonderen Vorschriften des Bundes entstehen, werden über eine Gebühr finanziert, deren Höhe von der Abfallart abhängt. Diese wird beim Inhaber erhoben.

2 Der Gemeinderat legt die Liste der zur Entsorgung entgegengenommenen Abfälle sowie die Gebühren für deren Entsorgung im Ausführungsreglement fest. Die maximal zulässigen Gebühren betragen:

a)
Abfalltyp             Franken

b)
Abfalltyp             Franken

Variante
1 Die Kosten, die durch die Sammlung von Abfällen mit besonderen Vorschriften des Bundes entstehen, werden über eine Gebühr finanziert, deren Höhe von der Abfallart abhängt. Diese wird beim Inhaber erhoben.
2 Der Gemeinderat legt die Liste der zur Entsorgung entgegengenommenen Abfälle im Ausführungsreglement fest.
3 Die Höhe der Gebühr entspricht dem Betrag, der von der Entsorgungsfirma verrechnet wird.
Kommentar
Erwachsen der Gemeinde Kosten aus der Entsorgung von Siedlungsabfällen, die sie ausserhalb ihrer Entsorgungspflicht zurücknimmt und der Verwertung zuführt (z. B. PET-Getränkeflaschen oder Batterien), so können diese Kosten ebenfalls in der Abfallrechnung erfasst werden. Allerdings existieren für gewisse dieser Abfälle separate Finanzierungslösungen (vorgezogene Recyclingbeiträge [VRB] und vorgezogene Entsorgungsgebühren [VEG]), wodurch den Gemeinden für ihren diesbezüglichen Aufwand eine Entschädigung zukommt. Die Entschädigungen sollten grundsätzlich die anfallenden Kosten decken. Für den Fall, dass diese nicht kostendeckend sind, sollten die Gemeinden die Differenz möglichst mit Abfallgebühren und nicht mit Steuermitteln finanzieren (BAFU-Vollzugshilfe, S. 27).
Art. 28 Betriebsabfälle
1 Die Finanzierungsmodalitäten für Betriebsabfälle werden auf der Grundlage einer Vereinbarung nach Artikel 2 Abs. 2 Bst. b mit dem Inhaber festgelegt.

2 Die Kosten werden durch Einnahmen gedeckt, die in der Gemeindebuchhaltung getrennt von den Steuern ausgewiesen werden.

Kommentar

Sofern mit den Gemeinden nicht anders vereinbart, müssen Betriebsabfälle von den Unternehmen zu den Abfallverwertungsanlagen transportiert werden. Wenn Gemeinden den Transport solcher Abfälle übernehmen, tun sie dies auf vertraglicher Basis und können daher keine Gebühren erheben. Diese Kosten sind vollumfänglich vom Inhaber zu tragen und durch die Gemeinde zusammen mit den entsprechenden Mengen und Erlösen separat zu erfassen (BAFU-Vollzugshilfe, S. 29).
4. Kapitel
Verzugszins, strafrechtliche Sanktionen, Rechtsmittel und 
Verjährung
Art. 29 Verzugszins
1 Auf Abfallgebühren, Zahlungsbeträge und Bearbeitungsgebühren, die nicht bis zum Fälligkeitsdatum bezahlt worden sind, wird ein Verzugszins zum Verzugszinssatz der Einkommens- und Vermögenssteuern für natürliche Personen erhoben.
Art. 30 Strafrechtliche Sanktion
1 Zuwiderhandlungen gegen die Artikel 5 bis 12 und 18 des vorliegenden Reglements werden je nach Schwere des Falls mit einer Busse in der Höhe von 20 bis 1000 Franken bestraft.

2 Der Gemeinderat spricht die Bussen in der Form des Strafbefehls aus. Der Verurteilte kann innert 10 Tagen nach Zustellung des Strafbefehls beim Gemeinderat schriftlich Einsprache erheben (Art. 86 Abs. 2 GG).

3 Die in dieser Hinsicht anwendbaren Strafbestimmungen des Bundes- und des kantonalen Rechts bleiben vorbehalten.
Art. 31 Ordnungsbusse
1 Die Gemeinde kann Ordnungsbussen gemäss Abfallgesetzgebung erheben.
2 Sie überträgt diese Aufgabe dem Unternehmen      .
Kommentar

Diese Bestimmung wird den Gemeinden vorgeschlagen, die gestützt auf die neuen Bestimmungen des ABG und ABR zur Bekämpfung von Littering Ordnungsbussen verhängen wollen.
Art. 32 Rechtsmittel
1 Gegen Verfügungen, die in Anwendung des vorliegenden Reglements durch den Gemeinderat, eine kommunale Dienststelle oder einen Rechtsträger einer Delegation öffentlicher Gemeindeaufgaben getroffen werden, kann innert 30 Tagen Einsprache beim Gemeinderat erhoben werden. Die Einsprache ist schriftlich einzureichen und muss die Begründung sowie die entsprechenden Rechtsbegehren enthalten.
2 Wird die Einsprache durch den Gemeinderat teilweise oder ganz abgewiesen, kann gegen diesen Entscheid innert 30 Tagen nach der Eröffnung eine Beschwerde bei der Oberamtsperson eingereicht werden.
3 Die Rechtsmittel in Strafsachen (Art. 86 Abs. 2 GG) und im Ordnungsbussenverfahren (Art. 36f ABG) bleiben vorbehalten.
Art. 33 Verjährung
1 Es gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die direkten Kantonssteuern (DStG) betreffend Veranlagungs- und Bezugsverjährung.
5. Kapitel
Schlussbestimmungen
Art. 34 Aufhebung bisherigen Rechts
1 Das Reglement vom       über die Abfallentsorgung wird aufgehoben.
Art. 35 Vollzug
1 Der Gemeinderat ist für den Vollzug dieses Reglements verantwortlich und erlässt zu diesem Zweck ein Ausführungsreglement.

2 Er ergreift polizeiliche Massnahmen und führt die nötigen Kontrollen durch.
3 Die Übertragung öffentlicher Gemeindeaufgaben an Dritte bleibt vorbehalten (Art. 5a GG).

Art. 36 Inkrafttreten
1 Das Reglement tritt mit Genehmigung durch die Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion (RUBD) in Kraft.
Variante
1 Das Reglement tritt unter Vorbehalt der Genehmigung durch die Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion (RUBD) am 1. Januar nach der Annahme durch [die Gemeindeversammlung / den Generalrat] in Kraft.
Kommentar

Mit der Variante kann die Gemeinde dafür sorgen, dass das Reglement am 1. Januar nach der Annahme durch die Gemeindelegislative und somit gleichzeitig zum Beginn der Budgetperiode in Kraft tritt.

Durch [die Gemeindeversammlung / den Generalrat] von       angenommen, am      
	[Die Gemeindeschreiberin / Der Gemeindeschreiber]
	[Der Ammann / Die Gemeindepräsidentin]
[Die Präsidentin / Der Präsident]


Von der Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion genehmigt am      
	
	Jean-François Steiert

	
	Staatsrat, Direktor


